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§15
Anforderungen suchtmittelhaltiger Arzneimittel für den Be­

handlungsbedarf der Abteilungen und Stationen in medizi­
nischen Einrichtungen zur stationären Betreuung, in Poli­
kliniken und Ambulatorien sowie der entsprechenden veteri­
närmedizinischen Einrichtungen und der Ärzte, Zahnärzte 
und Tierärzte in staatlicher oder eigener Praxis und Tierärzte 
in betrieblicher Praxis dürfen nur von der für sie durch den 
Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozialwesen, 
festgelegten Apotheke beliefert werden.

§16
(1) Verschreibungen und Anforderungen suchtmittelhaltiger 

Arzneimittel, die den Vorschriften über den Verkehr mit 
Suchtmitteln nicht entsprechen, dürfen nicht beliefert werden. 
Sie sind von der Apotheke dem ausstellenden Arzt, Zahnarzt 
oder Tierarzt zurückzugeben. Dabei ist mitzuteilen, aus wel­
chem Grunde die Abgabe nicht erfolgte.

(2) Die Vorschriften des Abs. 1 gelten nicht für Verschrei­
bungen und für Anforderungen gemäß § 3 Abs. 2 Buchst, b, 
bei denen die Höchstabgabemengen, die in Anlage 1 festgelegt 
sind, überschritten wurden. Die Apotheke ist in diesen Fällen 
verpflichtet, die Suchtmittelmenge auf die zulässige Höchst­
abgabemenge herabzusetzen. Die Mengenverhältnisse der Be­
standteile des Arzneimittels dürfen dabei nicht verändert 
werden.

(3) In den Fällen des Abs. 2 ist die Apotheke verpflichtet, 
die tatsächlich abgegebene Menge auf der Verschreibung oder 
Anforderung mit Tinte, Tintenstift oder Kugelschreiber zu 
vermerken und durch Unterschrift des Abgebenden zu be­
stätigen. Die Apotheke muß ferner dem Arzt, Zahnarzt oder 
Tierarzt schriftlich oder fernmündlich von der erfolgten Ände­
rung Kenntnis geben sowie Datum und Art der Benachrichti­
gung auf der Verschreibung oder Anforderung vermerken.

(4) Wird bei der Verschreibung oder bei der Anforderung 
gemäß § 3 Abs. 2 Buchst, b einer suchtmittelhaltigen Arznei­
fertigware die Höchstabgabemenge überschritten, so hat die 
Apotheke diejenige in Verkehr befindliche Originalpackung 
des Arzneimittels abzugeben, deren Suchtmittelgehalt der zu­
lässigen Höchstabgabemenge entspricht oder sie am wenigsten 
unterschreitet.

(5) Verschreibungen oder Anforderungen gemäß § 3 Abs. 2 
Buchst, b, die den Vorschriften des § 9 Abs. 1 Buchstaben a, b, 
c, e, f oder g oder Abs. 5 Satz 1 nicht entsprechen, dürfen 
durch die Apotheke in Ausnahmefällen beliefert werden, wenn 
der Überbringer des Suchtmittel-Rezeptes glaubhaft versichert, 
daß ein dringender Fall vorliegt, der die unverzügliche An­
wendung des suchtmittelhaltigen Arzneimittels erforderlich 
macht. Im Fall des § 9 Abs. 1 Buchst, e ist eine entsprechende 
Anleitung zu geben.

(6 ) In den Fällen des Abs. 5 hat die Apotheke den Arzt, 
Zahnarzt oder Tierarzt unverzüglich schriftlich oder fern­
mündlich zu benachrichtigen. Der Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt 
ist verpflichtet, fehlende Angaben bzw. Berichtigungen späte­
stens innerhalb von 3 Tagen nach Zugang der Nachricht der 
Apotheke schriftlich nachzureichen. Die Apotheke hat die 
Ergänzungen mit der unvollständigen Verschreibung oder 
Anforderung dauerhaft zu verbinden.

(7) Sind innerhalb der im Abs. 6  genannten Zeit die fehlen­
den Angaben bzw. Berichtigungen nicht der Apotheke zu­
gegangen, so hat diese dem Rat des Kreises, Abteilung 
Gesundheits- und Sozialwesen, unverzüglich davon Mitteilung 
zu machen. Betrifft die Fristversäumnis einen Tierarzt, so 
hat der Rat des Kreises, Abteilung Gesundheits- und Sozial­
wesen, dem Kreistierarzt hiervon Kenntnis zu geben. Durch 
den Kreisarzt bzw. Kreistierarzt sind geeignete Maßnahmen 
zur Klärung des Sachverhaltes zu veranlassen.

§17
(1) Verschreibungen, Notverschreibungen und Anforderungs­

scheine sind

a) nach der Anfertigung suchtmittelhaltiger Arzneien vom 
Rezeptar und bei der Abgabe vom Abgebenden,

b) bei der Abgabe suchtmittelhaltiger Arzneifertigwaren 
vom Abgebenden

mit Tinte, Tintenstift oder Kugelschreiber zu unterschreiben 
und zu datieren.

(2) Auf Verschreibungen, Notverschreibungen und Anforde­
rungsscheinen sind ferner vom Abgebenden folgende Angaben 
über den Abholenden einzutragen:

a) bei Bürgern, die im Besitz eines Personalausweises der 
DDR sind, die Nummer des Personalausweises,

b) bei allen anderen Personen Name, Rufname, Geburts­
datum und -ort, Aufenthaltsanschrift in der DDR sowie 
Art und Nummer des Personaldokumentes.

(3) Verschreibungen, Notverschreibungen und Anforde- 
rungsscheine sind mit Stempel der Apotheke zu versehen, 
jährlich fortlaufend zu numerieren und entsprechend der 
Numerierung als Nachweis gemäß § 4 Abs. 2 der Dritten 
Durchführungsbestimmung in der Apotheke aufzubewahren. 
Gemäß § 11 Abs. 2 nachgereichte Verschreibungen erhalten 
dieselbe Nummer wie die Notverschreibung.

§18
Ordnungsstrafbestimmungen

(1) Wer
a) vorsätzlich oder fahrlässig ohne die erforderliche Ver­

schreibung oder Anforderung Suchtmittel in den Verkehr 
bringt, insbesondere sie abgibt, erwirbt, sich verschafft, 
besitzt oder aufbewahrt, ohne daß die Ordnung und 
Sicherheit im Verkehr mit Suchtmitteln erheblich beein­
trächtigt wird,

b) fahrlässig als Arzt, Zahnarzt oder Tierarzt Suchtmittel 
ohne medizinische Indikation verordnet oder verabreicht 
oder Suchtmittel, die nicht verordnet werden dürfen, 
verabreicht,

c) vorsätzlich oder fahrlässig als mittlere medizinische 
Fachkraft Suchtmittel, die nicht verordnet sind, verab­
reicht,

kann mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 bis 300 M belegt 
werden.

(2) Ist eine vorsätzliche Handlung nach Abs. 1 wiederholt 
innerhalb von 2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe 
geahndet worden, kann eine Ordnungsstrafe bis zu 1 000 M 
ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Kreisarzt, bei Zuwiderhandlungen im Bereich des Veteri­
närwesens dem Kreistierarzt.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

Schlußbestimmungen

§19
Die Bestimmungen dieser Durchführungsbestimmung fin­

den keine Anwendung auf die klinische Erprobung sucht­
mittelhaltiger Arzneimittel.

§20
Diese Durchführungsbestimmung tritt am 15. Mai 1974 in 

Kraft.

Berlin, den 28. Januar 1974
Der Minister für Gesundheitswesen

OMR Prof. Dr. sc. med. M e c k l i n g e r

Der Minister 
für Land-, Forst- und Nahrungsgüterwirtschaft
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